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Klimaverträglichkeitsgesetz MV (KlVG M-V)
Überblick über die Inhalte

Allgemeiner Überblick zum Entwurf des Gesetzes

8 Abschnitte mit insg. 25 Paragraphen

• 1) Allgemeine Vorschriften, Klimaschutzziele

• 2) Energiewende

• 3) Gebäude

• 4) Mobilitätswende

• 5) Landwirtschaft

• 6) Landnutzung, Landnutzungsänderung und Fortwirtschaft

• 7) Klimaneutrale Verwaltung

• 8) Klimaanpassung

Weitere Artikel zu Änderung von Fachgesetzen, um dort den Klimaschutz zu ergänzen

Klimaschutz für das 
Land MV in allen 

Sektoren

Klima-
anpassung

Klimaneutrale 
Verwaltung

KlVG M-V
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Klimaverträglichkeitsgesetz

§ 1 Absatz 3 
Zur Erreichung der Treibhausgasneutralität sind Treibhausgasemissionen 
zu vermeiden und zu vermindern. Ebenso sind Einspar- und 
Effizienzpotenziale sowie erneuerbare Alternativen zu fossilen 
Energieträgern zu nutzen, Flächen mehrfach zu nutzen und die natürlichen 
Kohlenstoffspeicherkapazitäten zu erhöhen.

§ 2 Berücksichtigungsgebot Klimaschutz und Klimaanpassung

Die Träger öffentlicher Aufgaben haben bei ihren Planungen und Entscheidungen den Zweck dieses
Gesetzes und die zu seiner Erfüllung festgelegten Ziele gemäß § 1 Absatz 1, 3, 4 und 6, § 4 Absatz 1,
2 und 4, § 10 Absatz 3 und 4, § 11 Absatz 1, § 13 Satz 1, § 14 Absatz 1 und 2, § 15 Absatz 1 bis 3 und
§ 17 Satz 1 zu berücksichtigen.

Quelle: B. Romberg
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§ 4 Klimaschutz- und Sektorziele des Landes MV

(1) Die Gesamtsumme der Netto-Treibhausgasemissionen in Mecklenburg-Vorpommern soll im Vergleich zu den
Gesamtemissionen des Jahres 2018 zur Erreichung der Netto-Treibhausgasneutralität bis zum Jahr 2045 schrittweise
verringert werden. Als Zwischenziele werden Minderungen um 26 Prozent bis zum Jahr 2030, um 53 Prozent bis zum
Jahr 2035 und um 78 Prozent bis zum Jahr 2040 festgelegt.

(2) Zur Erreichung des Klimaschutzziels nach Absatz 1 werden jährliche Minderungsziele durch die Vorgabe von
höchstens zulässigen Jahresemissionsmengen für die folgenden Sektoren festgelegt:

1. Energiewirtschaft,
2. Industrie,
3. Gebäude,
4. Verkehr,
5. Landwirtschaft,
6. Landnutzung, Landnutzungsänderung und Forstwirtschaft,
7. Abfallwirtschaft und Sonstiges.

Quelle: klima.mv



Seite 5

-4

-2

0

2

4

6

8

10

12

14

16

18

20

22

2
0

1
8

2
0

1
9

2
0

2
0

2
0

2
1

2
0

2
2

2
0

2
3

2
0

2
4

2
0

2
5

2
0

2
6

2
0

2
7

2
0

2
8

2
0

2
9

2
0

3
0

2
0

3
1

2
0

3
2

2
0

3
3

2
0

3
4

2
0

3
5

2
0

3
6

2
0

3
7

2
0

3
8

2
0

3
9

2
0

4
0

2
0

4
1

2
0

4
2

2
0

4
3

2
0

4
4

2
0

4
5

Mio. t CO2äq
Zielpfad für THG-Emissionen in Mecklenburg-Vorpommern

Abfallwirtsch.

& sonstige

LULUCF

Landwirtschaft

Gebäude

Verkehr

Industrie

Energie

Summe



Seite 6

§ 5 Klimaschutzplan

(1) Zur Konkretisierung und Umsetzung der Klimaschutzziele des Landes Mecklenburg-Vorpommern nach § 4 Absatz 1 und 2 ist ein nach
Sektoren gegliederter Klimaschutzplan durch das für Klimaschutz zuständige Ministerium im Zusammenwirken mit den sektorverantwortlichen
Ressorts aufzustellen.

(2) Der Klimaschutzplan enthält eine Darstellung der sektorspezifischen und sektorübergreifenden Maßnahmen, die einen direkten oder
indirekten Beitrag zur Erreichung der in § 4 Absatz 1 genannten Ziele sowie der in der Anlage zu § 4 Absatz 2 genannten Zwischenziele
leisten. Die im Klimaschutzplan enthaltenen Maßnahmen dienen der Integration der Klimaschutzbelange in das Handeln der
Landesregierung und Landesverwaltung zur Umsetzung der Klimaschutzziele. Der Klimaschutzplan ist kein Plan oder Programm im Sinne
des § 12 des Landes-UVP-Gesetzes.

(3) Ein vorläufiger Klimaschutzplan wird erstmalig im Jahr 2026 aufgestellt. Bis Ende 2028 wird der Klimaschutzplan unter
Einbeziehung der Öffentlichkeit weiterentwickelt und anschließend mindestens alle vier Jahre fortgeschrieben. Die in den
Klimaschutzplan aufgenommenen Maßnahmen werden entsprechend ihrer Eignung zur Treibhausgasvermeidung und -minderung, der
praktischen und gesellschaftlichen Umsetzbarkeit, der Wirtschaftlichkeit sowie der Umwelt- und Sozialverträglichkeit priorisiert. Die
Maßnahmen können auch regionale Klimaschutzprojekte in Ländern des Globalen Südens umfassen, die anhand von transparenten und
überprüfbaren Kriterien ausgewählt werden. Sämtliche finanzwirksame Maßnahmen des Klimaschutzes stehen unter dem Vorbehalt, dass die
zur Umsetzung erforderlichen Mittel vom Haushaltsgesetzgeber im Haushaltsplan des Landes zur Verfügung gestellt werden.

(4) Der Klimaschutzplan und seine Fortschreibung werden durch die Landesregierung beschlossen und dem Landtag zugeleitet.
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§ 7 Allgemeine Vorbildfunktion der öffentlichen Hand, 
Klimaschutzkonzepte; Verordnungsermächtigung

(1) Der Landesverwaltung und den öffentlichen Stellen kommt beim Klimaschutz und der Klimaanpassung eine Vorbildfunktion zu.

(2) Die Gemeinden und die Landkreise erfüllen die Vorbildfunktion in eigener Verantwortung. Sie fördern den Klimaschutz und die 
Klimaanpassung auch im Rahmen der kommunalen Daseinsvorsorge; der Klimaschutz und die Klimaanpassung sind öffentliche Aufgaben 
im Sinne des § 2 Absatz 2 und des § 89 Absatz 2 der Kommunalverfassung.

(3) Die Landkreise, die kreisfreien und die großen kreisangehörigen Städte sind verpflichtet, ab dem 1. Januar 2030 innerhalb von drei 
Jahren Klimaschutzkonzepte zu erstellen oder innerhalb von zehn Jahren fortzuschreiben. Die Klimaschutzkonzepte benachbarter 
Planungsräume sind aufeinander abzustimmen. Das Land unterstützt, diese indem die Landkreise und diese Städte ab dem Jahr 2030 auf 
Antrag einmalig eine pauschale Zuweisung in Höhe von je 50 000 Euro erhalten.

(4) Den Gemeinden wird empfohlen, unter Berücksichtigung des Klimaschutzkonzeptes des zuständigen Landkreises ein eigenes 
Klimaschutzkonzept zu erstellen. Absatz 3 Satz 2 gilt sinngemäß. 

(5) Die Landesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung die wesentlichen Inhalte der Klimaschutzkonzepte und das Verfahren zur 
Abwicklung der Förderung nach Absatz 3 zu bestimmen. Dabei ist zu regeln, in welcher Form Klimaschutzkonzepte einer Beteiligung der 
Öffentlichkeit, einer Berichterstattung über die Umsetzung ihres Maßnahmenkatalogs und in welchen Zeiträumen sie einer Fortschreibung 
bedürfen. Es sind Regelungen zur Weitergeltung bestehender Klimaschutzkonzepte zu treffen. 

Gleichlautende Regelung für Klimaanpassungskonzepte 
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§ 10 Energiepolitische Ziele, Energieatlas, Standorte für Solaranlagen 

(1) Unter Berücksichtigung des Ausbaupfades der Bundesregierung ist die installierte Leistung von erneuerbaren Energien im 
Land Mecklenburg-Vorpommern zu steigern. Bis zum Jahr 2035 soll der Bruttoendenergieverbrauch des Landes für Strom, 
Wärme und Mobilität bilanziell aus erneuerbaren Energien gedeckt werden. Zu diesem Zweck sind neben dem beschleunigten 
Zubau von erneuerbaren Energien die bestehenden Möglichkeiten zur Vermeidung und Verminderung des Energiebedarfs und 
-verbrauchs zu nutzen und weiterzuentwickeln. 

…
(3) Solaranlagen sollen vorrangig auf Dach- und Gebäudeflächen und sonstigen baulichen Anlagen errichtet werden.

(4) Sofern Freiflächen-Solaranlagen errichtet werden sollen, sind diese vorrangig auf

1. Flächen an und auf Linieninfrastrukturen, 
2. Konversionsstandorten,
3. bergbaulich abgeräumten Tagebauflächen, 
4. stillgelegten Deponien oder Deponieabschnitten, 
5. sanierten oder gesicherten Altablagerungen und Altstandorten, 
6. versiegelten Flächen, 
7. Flächen unterhalb von Windenergieanlagen oder in deren räumlicher Nähe,
8. Flächen in Anbindung an Industrie- und Gewerbegebiete, 
9. landwirtschaftlich genutzten Moorflächen, sofern die Voraussetzungen für eine dauerhafte 

moorwachstumsbedingende Wiedervernässung geschaffen wurden, 

zu errichten. Dabei sind die Belange der Netzinfrastrukturen angemessen zu berücksichtigen.

Quelle: B. Romberg
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Abschnitt 7 Klimaneutrale Verwaltung
§ 19 Klimaneutrale Organisation der öffentlichen Verwaltung
§ 22  Energieverbrauchsdatenmitteilung

§ 19 Klimaneutrale Organisation der öffentlichen Verwaltung
(1) Die Tätigkeiten der Landesverwaltung sollen bis zum Jahr 2030 klimaneutral organisiert werden.
….
(4) Den Gemeinden und Landkreisen wird empfohlen, sich bis zum Jahr 2035 klimaneutral zu organisieren.
(5) Das Land unterstützt die Gemeinden und Landkreise bei der Erreichung dieses Ziels. Maßnahmen
zur Umsetzung werden in den Klimaschutzplan nach § 5 aufgenommen.

§ 22 Energieverbrauchsdatenmitteilung
Alle öffentlichen Stellen des Landes sowie die Landkreise und Gemeinden übermitteln ihren Gesamtendenergieverbrauch
über das jeweilige Vorjahr erstmalig im Jahr 2026 spätestens drei Monate nach Abforderung der Daten und in den folgenden 
Jahren zum 1. August eines jeden Jahres an die zuständige Stelle des für Klimaschutz zuständigen Ministeriums. Die Übermittlung 
umfasst mindestens den

1. Gesamtendenergieverbrauch in Petajoule oder Kilowattstunden,
2. Endenergieverbrauch gegliedert nach Sektoren und
3. Endenergieverbrauch gegliedert nach Energieträgern.

Die Datenübermittelung erfolgt elektronisch.
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Klimaanpassungsstrategie MV

 Bauwesen: Umsetzung von klimagerechtem Neubau, Senkung von Innenraumtemperaturen
bei Überhitzung

 Energie: Gewährleistung der Versorgungssicherheit, Berücksichtigung der Klimaanpassung als Teil der 
Krisenvorsorge

 Gesundheitssystem: Schulung von medizinischem Personal zu hitzeangepasstem Verhalten

 Stadt und Raum: Senkung des Flächenverbrauchs, Berücksichtigung von Klimaanpassung in Planungen 
(LEP), Verbesserung der Aufenthaltsqualität im Siedlungsbereich (z. B. durch Stadtgrün)

 Verkehr: Sicherstellung der ganzjährigen Befahrbarkeit von Straßen, Überhitzung von Straßenzügen 
reduzieren

 Biodiversität und Naturschutz: Verbesserung der Biotopvernetzung, nachhaltige Landnutzung, Schutz von 
natürlichen Lebensräumen

 Boden: Erhalt der natürlichen Bodenfunktionen, Reduzierung der Bodenerosion und -verdichtung

 Landwirtschaft: Sicherstellung der Ertragsstabilität, Erhöhung der Resilienz in der Tierhaltung

 Moor: Wiederherstellung des natürlichen Wasserhaushalts zur Sicherung von Wasser- und 
Bodenressourcen, CO2-Speicher

 Wald und Forstwirtschaft: Erhaltung und Entwicklung klimaresilienter Waldökosysteme, Waldmehrung, 
Waldbrandvorsorge

Quelle: W.Winzig
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Klimaanpassungsstrategie MV
 Bevölkerungsschutz: Bewältigung klimabedingter Krisensituationen (z. B. Hochwasser, Waldbrand, 

Sturmflut)

 Bildung und Forschung: Befähigung der Bevölkerung jeden Alters, den Klimawandel und dessen Folgen zu 
verstehen, Auswirkungen bewerten zu können und entsprechend zukunftsweisend zu handeln

 Gesundheit: Stärkung des hitzeangepassten Verhaltens der Bevölkerung durch den Gesundheitsbezogenen 
Hitzeschutzplan, Sicherstellung der Badewasserqualität

 Kulturerbe: Schutz historischer Parkanlagen vor Erosion und Wassermangel

 Fischerei: Stabilisierung der Fischpopulation

 Küstenschutz: Beschleunigter Ausbau von Küstenschutzanlagen, Verbesserung des 
Sturmhochwassermanagements

 Wasserhaushalt und Wasserwirtschaft: Schutz von Grund- und Trinkwasserressourcen, 
Landschaftswasserhaushalt stabilisieren, Verringerung von Überflutungsrisiken

 Finanzwirtschaft: Koordinierung und Priorisierung von Fördermitteln für klimaresiliente 
Infrastruktur, Berücksichtigung von Klimafolgen und -anpassungskosten in Haushalts-
und Finanzplanung des Landes

 Industrie und Gewerbe: Keine Verluste für Unternehmen durch Klimarisiken, Vernetzung

 Tourismus: Bekenntnis zu tourismusspezifischem Klimaziel, wirtschaftliche Resilienz der 
Betriebe stärken, Ausbau der Klimakommunikation, umweltverträglichen Tourismus stärken

Quelle: W. Winzig
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https://Klima.mv
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Klimaanpassungsstrategie MV

Quelle: klima.mv
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Klimaverträglichkeitsgesetz
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